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Germanwatch besetzt viele sehr gute
und aktuelle Themen wie weltweite
Unternehmensverantwortung, Le-
bensmitteldumping, Klimaschutz
oder ethisches Investment. Eine
besondere Stärke hat Germanwatch
bei der Verfolgung seiner Ziele si-
cher im Dialog mit der Wirtschaft.
Wünschen würde ich mir für die
Zukunft, dass es neben dem Dialog
auch mehr Öffentlichkeit und Druck
auf Wirtschaft sowie Politik gibt.

Thilo Bode
Geschäftsführer foodwatch

uan Somavia ist einer der be-
deutendsten Mitspieler auf
der internationalen Bühne.

Weltweit bekannt wurde er als Ko-
ordinator des Kopenhagener Welt-
sozialgipfels von 1995. Drei Jahre
später wurde der umtriebige chile-
nische UNO-Botschafter zum Gene-
raldirektor der Weltarbeitsorganisa-
tion ILO berufen. Dorthin nahm er
seine Einsichten über Asymmetri-
en der Globalisierung mit, aber er
merkte, dass der Routine-Rahmen
der ILO wenig Spielraum für eine
Veränderung des Weltgeschehens
bietet. Die Kernarbeitsnormen, Zen-
tralthema der ILO, wurden bei
WTO-Verhandlungen regelmäßig
abgeblockt. Und der einst zu Zei-
ten des Kalten Krieges selbstver-
ständliche Schulterschluss zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern zugunsten des Streikrechts
und anderer Errungenschaften des
freiheitlich-marktwirtschaftlichen
Westens gegenüber dem autoritä-
ren Osten hatte sich in Luft aufge-
löst. Die Globalisierungsdiskussion
wurde von einem eher religiös zu
nennenden Streit getragen, ob die
Globalisierung „gut für alle“ oder
„schlecht für die Mehrheit“ sei. So
kam Somavia zu dem Schluss, man
brauche eine höhere Autorität, um
auf die sozialen Probleme der Glo-
balisierung hinzuweisen.

Somavia überzeugte seinen trilate-
ralen ILO-Rat (Staaten, Arbeitgeber,

Zum Bericht der ILO-Weltkommission über die soziale Dimension der Globalisierung

Arbeitnehmer), eine unabhängige
Weltkommission über die soziale Di-
mension der Globalisierung einzu-
richten. Deren Vorsitz wurde der fin-
nischen Präsidentin Tarja Halonen
und dem tansanischen Präsidenten
Benjamin Mkapa angeboten. Die bei-
den amtierenden Staatsoberhäupter
steuerten die zweijährige Arbeit zu
einem erfolgreichen Ende, dem jetzt
vorliegenden Bericht „A Fair Globali-
zation“.

Mkapa wurde bei der Vorstellung des
Berichts deutlich: Entgegen den ge-
betsmühlenartig vorgebrachten Be-
teuerungen der Freihandelsökono-
men hat sich das weltweite Wirt-
schaftswachstum in der Kaskade der
Liberalisierungen dauernd verlang-

samt und ist die Schere zwischen Arm
und Reich immer weiter aufgerissen,
sowohl zwischen den Ländern als
auch innerhalb der meisten Länder.
Die Kommission fordert, die Politik
und die Institutionen der Global Go-
vernance dringend zu überdenken.

Der Bericht enthält gut aufgearbeite-
te Fakten und Graphiken, originelle
Beiträge (etwa zum Heranführen der
Slumbewohner an die Marktwirt-
schaft durch Vergabe von Eigentums-
titeln - das ist erkennbar die Hand-
schrift des Kommissionsmitglieds
Hernando de Soto aus Peru) und eine
Reihe von politischen Empfehlungen.

Auch der Corporate Social Respon-
sibility (Unternehmensverantwor-

tung) wird ein Unterkapitel gewid-
met. Aufbauend auf den im Jahr 2000
aktualisierten ILO-Erklärungen und
OECD-Richtlinien für Unternehmen
wird die Befolgung vorhandener Ge-
setze und das Eingehen von Part-
nerschaften auch mit zivilgesell-
schaftlichen Organisationen emp-
fohlen. Über Kofi Annans „Global
Compact“ (siehe S. 2) wird recht un-
kritisch berichtet, und punktuelle
Verbesserungen wie die Arbeits-
schutzvereinbarung beim Kakao
und die Global Alliance for Vacci-
nes and Immunization werden als
Ermutigungen für ein der Wirtschaft
zuträgliches soziales Engagement
der Konzerne erwähnt.

Niemand wird erwarten, dass ein un-
abhängiger Bericht, von keiner einzi-
gen Regierung beschlossen, unmit-
telbare rechtliche Auswirkungen hat.
Aber er kann und sollte als Anstoß
dienen, die Globalisierungsdiskussi-
on, die in jüngster Zeit resignativ ab-
geflaut ist, wieder zu beleben. Die Glo-
balisierungsverlierer haben promi-
nente Freunde und Fürsprecher ge-
funden. Auch die Arbeitgebervertre-
ter, unter ihnen der Chairman of the
Board des Weltkonzerns Toshiba,
Taizo Nishimura, haben dem Bericht
zugestimmt.

Ernst Ulrich von Weizsäcker
MdB, Mitglied der ILO-Weltkom-
mission über die soziale Dimensi-

on der Globalisierung

Kinderarbeiter schürft Gold in einem Erdloch am Flussufer, Perma Goldmine, Benin 2001

Arbeitsrechte, Umweltrechte, Men-
schenrechte. Oft hört man von ih-
nen, meist wenn sie verletzt werden,
häufig im Zusammenhang mit trans-
nationalen Unternehmen. Viele
NGOs verlangen daher weltweit ver-
bindliche Regeln für Unternehmen.
Die Wirtschaft besteht dagegen
mehrheitlich auf freiwilligen Ver-
pflichtungen.
Dass Letztere nicht ausreichen, da-
für hat die deutsche Industrie mit der
Debatte um den Emissionshandel
einmal mehr Argumente geliefert. In
einer vielbeschworenen freiwilligen
Selbstverpflichtung hatte sich die
Industrie auf einen Betrag festge-
legt, zu dem sie ihre Treibhausgas-
emissionen reduzieren wollte. Das
machte was her: Die Wirtschaft be-
kennt sich freiwillig zum Klimaschutz
und zu konkreten Zahlen. Kaum
wurde es Anfang 2004 ernst, woll-
ten die großen Energieverschwen-
der, getarnt durch den BDI, jedoch
plötzlich nichts mehr von ihrer
Selbstverpflichtung wissen.
Hier ist die Politik gefragt. Sie muss
eindeutige Regeln vorgeben und
wirksame Sanktionsmechanismen
dafür schaffen. Verbindliche Spiel-
regeln sorgen für Verlässlichkeit und
erleichtern langfristige Planungen
bei Investitionen. War das nicht ein
Ziel der Wirtschaft?

ines der heißesten Themen der
diesjährigen UN-Menschen-
rechtskommission (15. März -

23. April 2004) wird zweifellos die Zu-
kunft der Menschenrechtsnormen für
Unternehmen sein.

Obwohl die Normen erst seit August
2003 vorliegen, hat sich bereits eini-
ger Widerstand gegen sie entwickelt,
vor allem bei transnationalen Unter-
nehmen und Wirtschaftsverbänden in
den USA und in England. Nament-
lich ist hier die Internationale Han-
delskammer ICC zu nennen. Mit ihrer
hitzigen Anti-Normen-Kampagne will
die ICC die Verabschiedung der Nor-
men in der Menschenrechtskommis-
sion (MRK) vereiteln. Angeführt wird
die Kampagne unter anderen von
Shell - dem selbsternannten „Corpo-
rate Responsibility Champion“.
Die Wirtschaftsverbände wehren
sich insbesondere gegen den umfas-
senden Charakter der Normen. Sie
bevorzugen freiwillige Verhaltensko-
dizes, weil diese flexibler sind und es

erlauben, eigene Standards zu defi-
nieren. Der Widerstand könnte eine
positive Auseinandersetzung mit
den Normen in der MRK verhindern.
Damit würde folglich das ursprüng-
liche Ziel, die Normen in den näch-
sten Jahren formell in der MRK zu
verabschieden, zum Scheitern ge-
bracht. Eine internationale Allianz
von Nichtregierungsorganisatio-
nen (NRO), deren Forderungen von
Germanwatch unterstützt werden,
setzt sich derzeit dafür ein, die Nor-
men nicht in die Agenda der dies-
jährigen MRK aufzunehmen. Statt-
dessen soll zunächst eine breite in-
ternationale Debatte über die Be-
deutung der Normen geführt wer-
den. Dies soll verhindern, dass die
Normen vorschnell in der MRK ab-
gelehnt werden.

Stärken des neuen Instruments
Die Stärke der UN-Normen liegt dar-
in, dass sie beschreiben, wie Fir-
menverhalten aussehen muss, um
Menschenrechtsverletzungen durch

die Aktivitäten des Unternehmens
zu vermeiden.

Unternehmen können Menschen-
rechte durch ihren Umgang mit den
eigenen Angestellten verletzen, aber
auch durch die Art wie der Produkti-
onsprozess sich auf Arbeiter, lokale
anliegende Gemeinden und die Um-
welt auswirkt. Menschenrechtsverlet-
zungen können durch das Sicher-
heitspersonal der Firmen oder durch
die Unterstützung repressiver Regie-
rungen geschehen. Den Regierungen
erlauben die Normen, ihre Gesetzge-
bung zur Regulierung privater Akteu-
re zu überprüfen, um zu erkennen, ob
sie ausreichend ist.

Die Notwendigkeit, solche Normen
auf internationaler Ebene festzu-
schreiben, ergibt sich aus der Tatsa-
che der wirtschaftlichen Globalisie-
rung.

Fortsetzung auf Seite 2

UN-Normen für Unternehmen
Im August 2003 verabschiedete die
UN-Unterkommission für die Förde-
rung und den Schutz der Menschen-
rechte ein neues Set von Normen für
Unternehmen. Dieses beinhaltet
Menschenrechtsnormen aus den
verschiedenen Menschenrechts-
pakten der Vereinten Nationen, die
für die Arbeit von Unternehmen von
Relevanz sind. Ziel war es, über ein
abgesichertes und international an-
erkanntes Set von Normen für Un-
ternehmensverhalten zu verfügen.
So soll einer Tendenz zur Selbstde-
finition von relevanten Normen in
Unternehmensprinzipien und freiwil-
ligen Verhaltenskodizes von Unter-
nehmen vorgebeugt werden. Letz-
tere birgt die Gefahr in sich, lang-
fristig ein universelles Verständnis
zentraler Menschenrechts- und Ar-
beitsnormen, die in den letzten Jahr-
zehnten entwickelt wurden, aufzu-
weichen. Nichtregierungsorganisa-
tionen aus vielen Ländern haben die
Verabschiedung der Normen in der
Unterkommission deshalb sehr be-
grüßt. Sowohl die Normen als auch
ein detaillierter Kommentar, der die
Interpretation der Normen erleich-
tern soll, wurden der Menschen-
rechtskommission (MRK) zur Verab-
schiedung vorgelegt.
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Ein Pakt der Freiwilligkeit
Was kann Kofi Annans Global Compact leisten?

W

Das explosionsartige Wachstum im
grenzüberschreitenden Austausch
von Waren und Dienstleistungen
sowie an grenzüberschreitenden In-
vestitionen hat dazu geführt, dass
insbesondere die Macht transnatio-
naler Konzerne gewachsen ist. Na-
tionale Regulierungskapazitäten,
gerade schwächerer Staaten, haben
dagegen abgenommen. Wirtschaft-
lich einflussreiche Akteure können
nationale Politik beeinflussen und
dabei auf die Menschenrechte ein-
wirken. International verankerte
und anerkannte Normen für die Ak-
tivitäten von Unternehmen können
Staaten helfen, zumindest solche
Mindeststandards auf nationaler
Ebene zu verankern, indem sie ei-
nen internationalen Referenzrah-
men bieten. Langfristig könnten die
UN-Normen zu internationalen
Mindeststandards führen, die hel-
fen, einen Abwärtstrend in der Re-
gulierung von Unternehmensver-
halten zu verhindern.

Einige Details der UN-Normen
Formell handelt es sich bei den UN-
Normen nicht um einen völkerrecht-
lich bindenden Vertrag, sondern um
sogenanntes „soft law“. Dennoch
haben auch solche „weichen“ Instru-
mente im Völkerrecht eine wichtige
Funktion. Auch die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte ist ein sol-
ches „soft law“-Dokument. Wichtig
an den UN-Normen ist, dass die auf-
genommenen Normen auf den Tex-
ten der internationalen Menschen-
rechtspakte beruhen und dass die-
se auf Unternehmen angewandt
werden. Die besondere Funktion der
Normen ist deshalb eine Norm fest-
schreibende. Dies ist angesichts der
zunehmenden Vielfalt an Normen in
den freiwilligen Verhaltenskodizes

Accountable Business
Menschenrechtsnormen für Global Player

von Unternehmen ausgesprochen
wichtig. Der Text der UN-Normen
macht zweifelsfrei deutlich, dass
Firmen nicht grundsätzlich für Men-
schenrechtsverletzungen verant-
wortlich gemacht werden sollen.
Die Gültigkeit der Normen ist be-
grenzt auf Auswirkungen von Un-
ternehmensaktivitäten und den Ein-
fluss des Unternehmens. Sie heben
nicht die menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen von Regierungen auf.

Die unterschiedlichen Auswirkun-
gen, die Unternehmensaktivitäten
haben können, werden konkret be-

nannt: Von Rechten der Arbeiter,
über die Sicherheitskräfte des Be-
triebs, Nicht-Diskriminierungsbe-
stimmungen, Korruption, Verbrau-
cherschutz, bis hin zur Achtung der
sozialen Rechte von Umlandge-
meinden beispielsweise bei Trink-
wasserverschmutzung und Zerstö-
rung von Böden. Die Firmen wer-
den aufgefordert, die Rechte indi-
gener Völker zu achten und sicher-
zustellen, dass sie nicht direkt oder
indirekt zu unrechtmäßigem Staa-
tenverhalten beitragen, sei es zu
Friedenszeiten oder auch in Bürger-
kriegssituationen.

Zivilgesellschaftliche Organisationen
sollten den Text nachhaltig unterstüt-
zen und seine Verankerung auf der
nationalen wie internationalen Ebe-
ne einfordern. Die UN-Normen kön-
nen von zivilgesellschaftlichen Grup-
pen in Unternehmensdialogen jetzt
schon eingefordert und für die Erar-
beitung von freiwilligen Verhaltens-
kodizes herangezogen werden. Völ-
kerrecht entsteht nicht nur durch in-
ternationale Normsetzung, sondern
auch durch die Praxis der faktischen
Anerkennung von Normen.

Michael Windfuhr

Mit den UN-Normen für Unterneh-
men ist der Unterkommission für
Menschenrechte ein umfassendes
und qualitativ hochwertiges Doku-
ment gelungen, das langfristig zu ei-
nem normativen Referenzdokument
für verantwortliches Wirtschaften
werden könnte. Eine Stärke der Nor-
men ist dabei, dass sie nicht nur den
Umgang von Unternehmen mit ihren
eigenen Arbeitern erfassen, sondern
die Gesamtauswirkungen unterneh-
merischer Tätigkeit in den Blick neh-
men. Die UN-Normen sollten daher
in einem der kommenden Jahre die for-
melle Zustimmung der MRK erhalten.

Fortsetzung von Seite 1

as verbindet die Bayer AG,
die Internationale Han-
delskammer ICC, Oxfam,

Coca Cola und Amnesty Internatio-
nal? Sie alle sind Mitglied im Global
Compact. Aber haben sie wirklich
alle gemeinsame Interessen?

Weltweit haben sich bislang über
1.200 Unternehmen zu den neun Prin-
zipien des Global Compact bekannt.
Sie verpflichten sich zur Einhaltung
von Menschenrechten, Arbeitsstan-
dards und Umweltschutz, diese blei-
ben jedoch relativ vage. So heißt es
beim Umweltprinzip 7: „Die Wirtschaft
soll umsichtig mit ökologischen Her-
ausforderungen umgehen“. Was sie
zur Umsetzung der Prinzipien gelei-
stet haben, sollen die Unternehmen
im Jahresbericht offen legen. Seit
neuestem sind die Indikatoren für die
Berichterstattung der UN Global Re-
porting Initiative entlehnt, die Stan-
dards für Nachhaltigkeitsberichte
gesetzt hat. Diese Kriterien sind je-
doch nicht verpflichtend. Weitgehend
versteht sich der Global Compact als
„Lernforum“ mit „Best-Practice-Bei-
spielen“ auf der Webseite und in
Workshops. Als ein solches Beispiel
präsentiert Lufthansa ihr Projekt für
den Schutz von Kranichen. Dieses
Projekt sagt jedoch nichts darüber
aus, inwieweit Lufthansa ihre Unter-
nehmenspolitik an den Prinzipien zum
Schutz der Umwelt und zur Einhaltung
von Arbeitsstandards und Men-
schenrechten ausrichtet.

Immer wieder zeigen NGOs Beispiele
von Unternehmen auf, die sich nicht

an die Prinzipien halten. Unter ande-
rem hat CorpWatch bereits im Vorfeld
des Weltgipfels in Johannesburg dar-
auf aufmerksam gemacht, dass Un-
ternehmen wie Unilever oder Rio Tin-
to die Prinzipien des Global Compact
nicht befolgen. Ebenso deckt eine
Studie des „International Baby Food
Action Network“ am Beispiel Nestlé
die Unzulänglichkeiten des Global
Compact auf. Bisher sah sich die UN
weder vom Mandat noch von ihren
Kapazitäten her in der Lage, die Be-
richte der Unternehmen sowie die Um-
setzung der Prinzipien zu überprüfen
und setzt hier auf die kritische Beob-
achtung durch NGOs und andere Sta-
keholder. Von der Zivilgesellschaft
kann jedoch kaum erwartet werden,
dass sie eine flächendeckende Über-
wachung sicherstellt. NGOs kritisie-
ren zudem, dass der Compact keine
Sanktionsmechanismen bei Nichtein-
haltung bereithält und die UN ihre
eigenen Regeln zur Zusammenarbeit
mit der Geschäftswelt nur lax hand-
habt.

In den kommenden Monaten will
das Global Compact-Büro daher
„Integritätsmaßnahmen“ entwic-
keln. Die sollen sowohl den Miss-
brauch des UN-Logos verhindern
als auch den Compact qualitativ
weiterentwickeln.

Inwiefern der Global Compact bis-
lang wirklich einen Beitrag zur Ver-
änderung von Unternehmensver-
halten geleistet hat, vermag auch
das Büro in New York nicht zu sa-
gen. Aussagen wie die des Energie-
und Abfallunternehmens Suez las-
sen diesbezüglich Zweifel aufkom-
men: „Der Compact deckt eine Men-
ge von dem ab, was wir sowieso
schon tun, und für uns besteht der
Mehrwert darin, dass er unseren
Aktivitäten mehr Glaubwürdigkeit
verschafft.“ Die UN hat nun eine
Wirkungsanalyse in Auftrag gege-
ben, deren Ergebnisse zum Treffen
der Global-Compact-Unterneh-
mensführer im Juni in New York er-
wartet werden.

Sicherlich kann der Global Compact
einen Beitrag dazu leisten, das The-
ma Unternehmensverantwortung
auch Firmen in Entwicklungslän-
dern nahe zu bringen, deren Zahl
im Global Compact steigt. Positiv ist
auch zu bewerten, dass sich Unter-
nehmen überhaupt zur Verantwor-
tung für Menschenrechte beken-
nen, gerade weil dafür den Regie-
rungen immer noch gerne die allei-
nige Verantwortung zugeteilt wird.
Für den Chef des Global Compact-
Büros, Dr. Georg Kell, besteht die
größte Leistung des Compact be-

reits darin, dass aus fünf Unterneh-
men mit Menschenrechtspolicy im
Jahr 2000 heute schon über 1000
geworden sind. Ähnlich wie beim
Umweltprinzip bleibt jedoch die
Sprache auch bei den Menschen-
rechten allgemein: „Die Wirtschaft
soll den Schutz der international
verkündeten Menschenrechte un-
terstützen und achten und sicher-
stellen, dass sie sich nicht an Men-
schenrechtsverletzungen beteiligt“.
Angesichts der Unklarheiten bei der
Umsetzung - selbst von einigen Un-
ternehmen als Manko geäußert - ist
die hohe Teilnahme kein Indikator
für stärkeres Menschenrechtsenga-
gement von Unternehmen.

Konkretere Vorstellungen könnten
hier die UN-Normen für Unterneh-
men bieten (siehe S. 1/2). Aber die
ICC, wichtigste Fürsprecherin der
globalisierten Wirtschaft, tritt dem
entschieden entgegen. Sie verurteilt
die Normen als „kontraproduktiv zu
den laufenden UN-Bemühungen,
die Menschenrechte durch die Teil-
nahme am Global Compact zu un-
terstützen und einzuhalten“. Das
hat System: Bereits vor der Einrich-
tung des Global Compact im Juli
2000 begrüßte die ICC die Bemühun-
gen Kofi Annans unter folgender
Maßgabe: „Die Wirtschaft unter-

stützt Kofi Annans Global Compact,
lehnt jedoch verpflichtende Regeln
ab.“ Germanwatch und andere
NGOs kritisieren jedoch, dass der
Global Compact von Unterneh-
mensseite immer wieder als Gegen-
argument für weitergehende Instru-
mente und Regulierungen genutzt
wird.

Die deutsche Bundesregierung en-
gagiert sich intensiv für den Global
Compact. Entwicklungsministerin
Heidemarie Wieczorek-Zeul erwar-
tet für die Zukunft den Global Com-
pact gar als „führenden Qualitäts-
standard für verantwortungsvolle
Unternehmen“. Genau das sehen
NGOs wie Germanwatch ganz an-
ders.

Cornelia Heydenreich

www.business-
humanrights.org

Die Homepage des Business &
Human Rights Resource Centers
bietet eine gute Zusammenstellung
aktueller NGO-Kampagnen und in-
ternationaler Politik zum Thema
Wirtschaft und Menschenrechte.
In der ausführlichen Online-Biblio-
thek kann u.a. nach Geographie
und Sektor sowie nach Unterneh-
men, Themen, Institutionen und in-
ternationalen Organisationen ge-
sucht werden. Die aktuellsten In-
formationen dazu finden sich auf
der Homepage in der Rubrik  „High-
lights“. Hier werden auch die wich-
tigsten aktuellen Berichte und Stu-
dien vorgestellt.

Briten für
Unternehmerpflichten

Eine Gesetzesvorlage zur Veran-
kerung sozialer und ökologischer
Pflichten im Unternehmensrecht
wird derzeit in Großbritannien
diskutiert. Unternehmen sollen
künftig über zentrale soziale,
Umwelt- und ökonomische Lei-
stungsindikatoren berichten.
Ebenso werden der Geschäftslei-
tung Sorgfaltspflichten für Ge-
sellschaft und Umwelt auferlegt.
Gleichzeitig sollen ausländische
Interessengemeinschaften in
Großbritannien Schadenersatz
für Menschenrechtsverletzun-
gen und Umweltzerstörungen
von britischen Unternehmen
oder deren Tochtergesellschaf-
ten fordern können. Die Geset-
zesvorlage wird Partei übergrei-
fend von mehr als 300 Parlamenta-
riern befürwortet und geht auf die
Initiative der Corporate Responsi-
bility Coalition (CORE) zurück.

Informationen: www.corporate-
responsibility.org
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Ich werde Germanwatch-MITGLIED, und zwar
zum Monatsbeitrag von:

EUR 12,50/ Monat
(Regulärer Mindestbeitrag; entspricht EUR 150/ Jahr)
EUR 10/ Monat (Ermäßigter Mindestbeitrag für alle üblichen Er-
mäßigungsberechtigten; entspricht EUR 120/ Jahr)

   1 Jahr      2 Jahre        3 Jahre

Bitte buchen Sie den Mitgliedsbeitrag von EUR _____________von
meinem Konto ab.
Zahlungsweise:
       jährlich         vierteljährlich         halbjährlich        monatlich

Geldinstitut: .........................................................................

BLZ: ..................................................................................

Konto-Nr.: ...........................................................................

Datum/Unterschrift ................................................................

Name: ................................................................................

Vorname: ............................................................................

Straße, Nr.: .........................................................................

PLZ, Ort: .............................................................................

Tel:/Fax: .............................................................................

E-Mail: ................................................................................
Bitte ausfüllen und einschicken an:
Germanwatch, Voßstr.1, 10117 Berlin. Spenden und Mitgliedsbei-
träge sind steuerlich absetzbar. Eine Spendenbescheinigung
erhalten Sie Anfang nächsten Jahres.

Vertrauen, Kampfgeist und Würde

Ihr Engagement

1

Germanwatch will politische und ökonomische
Strukturen verändern: Politik und Wirtschaft der
Industrieländer müssen sich neu orientieren, um
allen eine faire Chance auf nachhaltige Entwick-
lung zu garantieren. Die brauchen vor allem Ent-
wicklungsländer, und dafür entwickeln wir wis-
senschaftlich fundierte Lösungsvorschläge. Als
Mitglied unterstützen Sie unsere Unabhängigkeit.

Werden Sie
Germanwatch-Mitglied!

Mitmachen: Arbeitsrechte einhalten!

Die EU unterstützt mit Milliarden Subventionen
den Export von Lebensmitteln. Die Leidtragenden:
Kleinbauern im Süden. Ihre lokalen Preise wer-
den unterboten, ihre Märkte zerstört. German-
watch setzt sich dafür ein, dass die EU den Verkauf
ihrer Lebensmittel zu Dumpingpreisen in die Ent-
wicklungsländer beendet. Als Handels-Kampagne-
ra/-o unterstützen sie gezielt nur diese Kampagne.
Mitglieder und Kampagneras/-os erhalten regel-
mäßig kostenlose Fach- und Hintergrundinfos,
Veranstaltungshinweise und Einblicke in unsere
Arbeit!

Werden Sie Kampagnera/-o

unserer Kampagne

„Unterbieten-Verbieten“

Ich werde Handels-Kampagnera/Kampagnero
zum Jahresbeitrag von 25 Euro und zwar für:

Mexikanische Arbeiter kämpfen zwei Jahre um ihr Recht

976 haben die OECD-Mitglied-
staaten Leitsätze zur Regulierung
von Multinationalen Unterneh-

men verabschiedet. Bei Verletzung des
Regelwerks kann eine Beschwerde ge-
genüber dem zuständigen nationalen
Kontaktpunkt vorgebracht werden, der
sich um Vermittlung bemühen muss.
Einziges Sanktionsinstrument ist eine
öffentliche Erklärung zur Verletzung der
Leitsätze. Der Fall der Arbeiter von
Euzkadi, die wegen der unrechtmäßi-
gen Schließung ihres Werkes durch die
Continental AG Ende 2001 in Streik ge-
treten sind, ist als Beschwerde anhän-
gig. Mit Jesús Torres Nuño, dem Gene-
ralsekretär der Euzkadi-Gewerkschaft,
sprach Cornelia Heydenreich.

Herr Torres Nuño, nach über zwei Jah-
ren, vielen juristischen Verfahren und
Urteilen ist Ihr Streik von der Bun-
desschiedsstelle als rechtmäßig und
„existent“ eingestuft worden. Welche
Instrumente sind in Ihrem Streit mit
Continental zum Einsatz gekommen
und was haben sie gebracht?
Einerseits haben wir einen juristischen
Kampf auf gerichtlicher Ebene geführt
und andererseits die Gewerkschaft im
Ganzen politisch mobilisiert. Es ist ganz
klar, dass der Kampf der Arbeiter von
Euzkadi ohne diesen kombinierten An-
satz keine Zukunft gehabt hätte ange-
sichts einer so mächtigen Firma wie
Continental. Im Ergebnis haben wir
auch zwei Jahre und zwei Monate nach
der illegalen Schließung eine vereinte
Gewerkschaft bewahrt. Außerdem hat
diese Strategie ermöglicht, dass unser
Kampf auf internationaler Ebene be-
kannt wurde und dass inzwischen so-
gar unsere eigene Regierung unseren
Streik als legal anerkannt hat.

Sie haben auch eine Beschwerde we-
gen Verletzung der OECD-Leitsätze
vorgebracht. Was kann ein solches
Verfahren bewirken und wo sind sei-
ne Grenzen?
Wir haben eine Klage eingereicht, weil
wir die Richtlinien der OECD verletzt
sahen. Diese Beschwerde haben wir
sowohl in Mexiko als auch in Deutsch-
land eingereicht. Das Ergebnis war nicht
so wie erwartet, da einer der Schwach-
punkte der Leitsätze darin liegt, dass
die zuständigen Instanzen den Unter-
nehmen gegenüber nur Empfehlungen

aussprechen kön-
nen, die Leitsätze
einzuhalten. Sie ha-
ben nicht die Mög-
lichkeit, die Unter-
nehmen wirklich zu
verpflichten diese
Richtlinien zu befol-
gen. Allerdings hat
es noch nicht einmal
den Versuch gege-
ben, Continental die
Einhaltung dieser
Leitsätze zu empfeh-
len. Der mexikani-
sche Kontaktpunkt
hat es innerhalb
von gut zwei Jahren

mer, geschaffen durch die Unterneh-
mer und für die Unternehmer“.
Zwei Jahre Streik: Von der mensch-
lichen Seite her - wie ist das mach-
bar? Wie konnten Sie Ihre Leute so
lange motivieren?
Diese Frage wurde uns schon oft ge-
stellt, ich glaube auch Continental
selbst hat sich das mehrfach gefragt.
Angesichts dieser widrigen Umstän-
de  fällt es schwer sich vorzustellen,
wie wir zwei Jahre und zwei Monate
ohne Einkommen, verfolgt von der Re-
gierung und den Unternehmern von
El Salto durchstehen konnten. Die
Antwort ist ganz einfach: Wir haben
den Widerstand in erster Linie durch-
gehalten, weil unsere Gewerkschaft
völlig anders ist als andere in Mexi-
ko, die meist die Arbeiter kontrollie-
ren anstatt sich für sie einzusetzen.
Wir haben uns mit unserer demokra-
tischen und unabhängigen Organisa-
tion der Situation gestellt, das allein
schafft schon ein absolutes Vertrau-
en unserer Genossen. Aber der aus-
schlaggebende Faktor ist das unbe-
irrbare Agieren, der Kampfgeist der
Arbeiter selbst, die mit Wut und Groll
bereit sind alles zu tun, um nur nicht
mit Füßen getreten zu werden oder
noch schlimmer, gedemütigt zu wer-
den durch die Firma. Wie halten wir

es aus? Natürlich mit viel
Not und Armut, aber auch
mit Würde. Unsere Ehe-
frauen und Kinder mus-
sten Arbeit suchen. Der-
zeit unterhalten sie mehr-
heitlich die Familien.

Wie geht es jetzt weiter?
Continental hat ange-
kündigt, dass sie gegen
die jüngsten Urteile Be-
rufung einlegen wollen?
Was sind Ihre aktuellen
Forderungen und Vor-
schläge für eine Lösung
des Kon- fliktes?
So ist es, Continental hat

und es ist nur ein Versuch von Conti-
nental, den Konflikt unnötigerweise
in die Länge zu ziehen. Es ist klar, dass
wir mit der Beurteilung des Streiks die
größte Hürde als Gewerkschaft ge-
nommen haben: Das war mit Sicher-
heit die Beurteilung des Streikes. Wir
haben jetzt drei Forderungen: 1. Die
bedingungslose Wiedereröffnung der
Fabrik, da die Schließung illegal  war.
2. Die Prüfung, ob die Firma in eine
Kooperative umgewandelt werden
kann. 3. Schließlich, wenn die beiden
ersten Forderungen keinen Erfolg ha-
ben, ist die Gewerkschaft bereit, über
eine finanzielle Lösung zu verhan-
deln. Aber in allen drei Lösungen
muss enthalten sein, dass die aufge-
laufenen Löhne nachgezahlt werden.
Dies ist in Mexiko gesetzlich vorge-
schrieben. Unsere Vorstellung zur Lö-
sung des Konfliktes ist keine andere
als die, dass sich Continental und die
Gewerkschaft zusammensetzen und
über diese drei Vorschläge verhan-
deln. Und wenn es dafür nötig sein
sollte, nochmals nach Deutschland
zu reisen, um das wiederholte gewalt-
tätige Verhalten von Continental an-
zuprangern, dann werden wir das tun.

Der Fall Euzkadi
Am 16.12.01 schließt der deutsche Reifenhersteller Continental das Euzkadi-
Werk in Guadalajara/Mexiko unrechtmäßig und entlässt 1.164 Arbeiter. Die
Gewerkschaft tritt daraufhin am 22.1.02 in Streik. Die zuständige Schiedsstel-
le stuft den Streik auf Antrag von Continental zunächst als „unzulässig“ ein,
ein im mexikanischen Arbeitsrecht nicht vorgesehener Terminus. Diese Ein-
stufung wird jedoch Anfang Februar 2004 von höchster juristischer Instanz
annulliert. Daraufhin beurteilt die Schiedsstelle den Streik für “existent”, der
Streik gilt nun als rechtmäßig anerkannt. Die von Continental ausgesproche-
ne Entlassung der Arbeiter ist unwirksam. Continental muss ihren Beschäf-
tigten die seit über zwei Jahren aufgelaufenen Löhne nachzahlen. Die Ge-
samtlohnschuld beläuft sich inzwi-
schen auf über 27 Millionen Euro. Pro
Arbeiter ist diese Summe fast drei-
mal so hoch wie die von Continental
bislang angebotene Abfindung.

Unterstützen Sie die Arbeiter von Euzkadi, indem Sie heute noch folgenden
Brief an die Continental AG senden! (download unter www.germanwatch.org/
zeitung/2004-1-brief.htm)

Manfred Wennemer, Vorstandsvorsitzender
Continental AG
Vahrenwalder Str. 9
30165 Hannover
Fax: 0511/ 938 81770

Sehr geehrter Herr Wennemer,

aus der Germanwatch-Zeitung 1/2004 habe ich erfahren, dass Continental sich
in Mexiko nicht an nationales Recht gehalten hat, als das Unternehmen im
Dezember 2001 unrechtmäßig das Werk bei Guadalajara schloss und über 1.000
Arbeiter entließ. Damit hat Continental u.a. auch gegen die für Deutschland
und Mexiko geltenden OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen ver-
stoßen. In Unterstützung der Gewerkschafter, die vor Ort für ihre Arbeits-
rechte kämpfen, bitte ich Continental eindringlich,

1. das mexikanische Recht einzuhalten!
2. das Recht auf Streik der Arbeiter von Euzkadi anzuerkennen!
3. auf Basis der jüngsten Entscheidung des Schiedsgerichts mit den

Gewerkschaftern in neue Verhandlungen zu treten!
4. den Konflikt nicht auf juristischem Wege in die Länge zu ziehen!

Rückmeldung an:

Name

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort Mit freundlichen Grüßen,

Wir würden uns freuen, wenn Sie uns eine Kopie der Rückmeldung zukommen
lassen: Germanwatch e.V., Voßstr. 1, 10117 Berlin

Toolkit „Anwendung der OECD-Leit-
sätze für Multinationale Unterneh-
men“. Bestelladresse:
w w w . g e r m a n w a t c h . o r g / t w /
kwtool03.htm oder: C. Heydenreich,
heydenreich@germanwatch.org

Germanwatch und FIAN haben die
Gewerkschafter von Deutschland
aus unterstützt, Kontakte herge-
stellt, sie auf die Aktionärsversamm-
lung begleitet und Öffentlichkeit für
ihren Fall hergestellt. 2002 hat
Germanwatch gemeinsam mit den Ge-
werkschaftern gegen Continental
eine Beschwerde wegen Verletzung
der OECD-Leitsätze vorgebracht.

Mexikanische Gewerkschafter demonstrieren gegen
unrechtmäßige Werksschließung.

ein Vermittlungsgespräch zwischen bei-
den Konfliktparteien zu initiieren, um
zu versuchen die Streitpunkte zu
schlichten.
Im Gegensatz zur Kontaktstelle in Ber-
lin, die im Rahmen unserer letzten
Deutschlandreise 2003 ein Gespräch
mit Continental im Bundeswirtschafts-
ministerium  einberufen hatte.

Sie hatten Gespräche mit Vertretern
auf höchster politischer Ebene. Was
hat das für Sie bedeutet?
Wir Gewerkschaftsvertreter haben
uns tatsächlich mit den Chefs auf
höchster Ebene zusammengesetzt,
dem Vorstandschef des Unterneh-
mens, Manfred Wennemer, dem deut-
schen Botschafter in Mexiko und dem
mexikanischen Präsidenten, Vicente
Fox. Die Sache ist die: In einem so
komplizierten Konflikt wie unserem mit
Continental hat es noch nie eine frei-
willige Lösung gegeben. Das ist ledig-
lich ein weiteres Beispiel für einen trans-
nationalen Konzern, der systematisch
unsere nationalen Rechte verletzt, und
von einer mexikanischen Regierung,
die sich uneingeschränkt auf die Seite
von Gesetzesbrechern stellt, die in
Mexiko investieren - in diesem Fall Con-
tinental. Vicente Fox hat dies schon zu
Beginn seiner Regierungszeit gesagt:
„Das ist eine Regierung der Unterneh-

in einer arroganten Geste
erklärt, dass sie Berufung

einlegen wollen. Die hat aus unserer
Sicht überhaupt keine Zukunft, weil
sie bei dem Obersten Gericht bean-
tragt wurde, das uns zuvor Recht ge-
geben hat. Wir glauben, diese letzte
Urteilssprechung ist unverrückbar

immer noch nicht ge-
schafft, wenigstens
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Germanwatch ist eine unabhängige und überparteiliche Nord-Süd-Initiative. Wir setzen uns dafür ein, die
bundesdeutsche Politik am Leitbild der Zukunftsfähigkeit für Süd und Nord auszurichten.

Damit neue Chancen für eigenständige Entwicklungswege in Entwicklungsländern entstehen, fördert
Germanwatch die Bereitschaft der deutschen Bevölkerung zu notwendigen Strukturveränderungen. Wohlstand

und Reichtum der Welt kann der Norden nicht für sich allein beanspruchen. Im Gegenteil, eine ökonomische
und ökologische Umorientierung im Norden ist die Voraussetzung, damit die Menschen im Süden unter

menschenwürdigen Bedingungen leben können. Gezielter Dialog mit Politik und Wirtschaft, Medien- und
Öffentlichkeitsarbeit sowie Kampagnen sind zentrale Elemente unserer Arbeitsweise. Entwicklungspolitik,
Klimaschutz, Ernährungssicherung sowie die soziale und ökologische Gestaltung der Weltwirtschaft sind

unsere Schwerpunkte. Germanwatch lebt durch die Aktivitäten seiner Mitglieder und  Förderer. Werden auch
Sie Mitglied, oder unterstützen Sie uns durch eine Spende. Weitere Informationen gibt´s unter

www.germanwatch.org oder kostenlos per Post (Anfrage bitte 1,53 Euro in Briefmarken beilegen):
Germanwatch e.V., Kaiserstr. 201,  53113 Bonn

Spendenkonto 37 37 37, Volksbank Bonn (BLZ 380 601 86)
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I m Juli 2001 veröffentlichte die Eu-
ropäische Kommission ein Grün-
buch zur sozialen Verantwortung

von Unternehmen (Corporate Social
Responsibility oder CSR), das unter-
suchen sollte wie sich eine Partner-
schaft zur Entwicklung von Rahmen-
bedingungen für die CSR-Förderung
aufbauen ließe. Dem folgte eine Kon-
sultation mit allen Stakeholdern und
im Juli 2002 die entsprechende Mit-
teilung. Die Mitteilung beschränkte
das Konzept von CSR jedoch von
Anfang an explizit auf Freiwilligkeit.
Die vorgelegte EU-Strategie beinhal-
tet sieben zentrale Punkte, die von den
üblichen Stillstandsthemen wie Wis-
senserweiterung, Erfahrungsaus-
tausch oder Sensibilisierung bis hin
zu den interessanteren Punkten wie
Konvergenz und Transparenz von
CSR-Praktiken und -Instrumenten
reicht. Und es wurde auch die Etablie-
rung eines Multi-Stakeholder-Forums
(MSF) vorgesehen, das dann im Ok-
tober 2002 das Licht der Welt erblick-
te. Ein Viertel der Sitze in diesem Fo-
rum geht jeweils an die NGO-Platt-
form und die Gewerkschaften, zwei
Viertel an die Unternehmerverbände.

Das MSF wurde mandatiert, eine Se-
rie von Runden Tischen über vier
Themen zu organisieren: 1) die Aus-
weitung des Wissens über CSR, 2) die
Verbreitung von CSR unter kleinen
und mittelständischen Unternehmen,
3) Diversität, Konvergenz und Trans-
parenz von CSR-Praktiken und Instru-
menten, 4) Entwicklungsaspekte von
CSR. Nach der Anhörung von Fall-
beispielen im Rahmen der Runden Ti-
sche soll das MSF bis Ende Juni 2004
einen Abschlussbericht erarbeiten,
der eine Analyse der Diskussionen
sowie Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen beinhaltet. Die Kommissi-
on wird die Resultate bewerten und
gegebenenfalls weitere Schritte zur
Förderung von CSR beraten.

Der derzeit sowohl auf EU-Ebene als
auch weltweit schwammige CSR-Pro-
zess könnte im Prinzip in drei verschie-
dene Richtungen gehen: Erstens ein
Status quo ohne Konsequenzen und
weiterhin nicht viel mehr als ein PR-
Instrument bleiben. Die zweite Opti-
on wäre, CSR als klarer standardset-
zender Prozess, der demokratisch ent-
wickelt und kontrolliert ist. Die Betei-
ligung bleibt freiwillig, doch die Re-
geln sind definiert und bindend. Und
drittens, wie Friends of the Earth Eu-
rope (FoEE) und viele andere es sich
wünschen, ein europaweit oder inter-
national bindendes Regelwerk für
multinationale Unternehmen, das die
Rechte von betroffenen Menschen
und Gemeinden garantiert und gleich-
zeitig die Konzerne für ihre Taten welt-
weit haftbar macht.

Wohin der EU-Prozess letztlich füh-
ren wird, steht noch in den Sternen,
allein schon aufgrund der anstehen-
den Nominierung der neuen Kommis-
sare und der Wahlen des EU-Parla-
ments. Aber so weit sind wir jetzt noch
gar nicht. Bisher haben sich die Dis-
kussionen im MSF hauptsächlich um
die Regeln des Prozesses selbst und
dann um die Art und Auswahl der
Fallbeispiele für die Runden Tische
gedreht. Ende März sind die verschie-
denen Runden Tische abgeschlossen
und dann diskutieren alle Stakehol-
der darüber, welche Schlüsse daraus
zu ziehen sind. Da werden sich mögli-
cherweise die Grenzen dieses Dialog-
prozesses ganz schnell zeigen.

Abgesehen von einigen gelegentli-
chen Spannungen hat sich bisher
eine interessante Dynamik im MSF

gezeigt. Die Vertretung des Privat-
sektors, einerseits der konservati-
ve Verband der Arbeitgeber (UNI-
CE) und andererseits der innovati-
vere Dachverband der CSR-Befür-
worter (CSR Europe), sind nicht im-
mer im Einklang. Die Konservativen
übernehmen die Bremserrolle im Pro-
zess. Sie wollen CSR mehr oder we-
niger auf den „business-case“ be-
grenzen, d.h. auf Initiativen, die sich
positiv auf die Wettbewerbsfähig-
keit auswirken. Die innovativen Ver-
treter von CSR-Europe sind etwas
gemäßigter, weil sie erkannt haben,
dass das Konzept von Unterneh-
mensverantwortung sich in ver-
schiedener Hinsicht geschäftlich
positiv auswirken kann. Sie schei-
nen eher zu Kompromissen bereit,
weil eine breitere Anerkennung von
CSR notwendig ist, wenn die An-
strengungen auch die erwünschten
ökonomischen Vorteile einspielen
sollen. Gewerkschaften und NGOs
liegen meist auf gleicher Linie. Sie
wollen, dass der Prozess tatsächlich
einen Fortschritt für das Thema Un-
ternehmensverantwortung bringt.

FoEE lehnt CSR als Ersatz für ver-
bindliche Regeln grundsätzlich ab
und verlangt von diesem Prozess,
dass er sich von Anfang an selbst
nur als Zusatzinstrument zu Regu-
lierungen definiert. Das mag zu-
nächst seltsam klingen, doch die
Forderung ist nicht einfach aus der
Luft gegriffen. Im letzten November
bei einem High-Level- Treffen zum
EU-CSR-Prozess in Venedig haben
einige Politiker klar gesagt, dass
Regulierung jetzt ja überhaupt nicht
mehr notwendig sei, da sich die

Betriebe dank CSR selbst um die
Nachhaltigkeit kümmern würden.
Den Brüsseler Industrielobbyisten
mit ihrer Deregulierungsagenda
klingt das natürlich wie Musik in den
Ohren.

Für eine Bewertung des Prozesses
ist es jetzt noch zu früh, da die ent-
scheidende Phase erst ansteht. Viele
der NGOs haben sich nach zahlrei-
chen negativen Erfahrungen mit
solchen Dialogen nur halbherzig in
dem Prozess engagiert und sind
sich nicht sicher, ob es sich hier nur
um eine Verhinderungstaktik han-
delt. Sie haben  sich trotzdem dar-
auf eingelassen, weil die EU mit ih-
rer wirtschaftlichen und politischen
Macht und der großen Zahl von
Europäischen Konzernen eine be-
sondere Verantwortung hat, das
Thema der Unternehmensverant-
wortung voran zu bringen. Bisher
hat der Prozess sehr viel Zeit und
Energie gekostet. Nicht nur deshalb
werden sich zumindest die NGOs
nicht mit einer halbgaren Version
abspeisen lassen.

Frédéric Thoma,
Corporate Accountability Campaig-

ner, Friends of the Earth Europe

Das Netzwerk von Friends of the
Earth International (FoEI), dessen
Deutsche Sektion der BUND ist,
kämpft seit Jahren gemeinsam mit
vielen anderen NGOs für ein inter-
nationales Regelwerk für multinatio-
nale Unternehmen.

EU-CSR-Prozess:
http://europa.eu.int/comm/
employment_social/soc-dial/csr/
csr_index.htm
FoEE: http://www.foeeurope.org

TERMINE
Köln, 2. April 2004:
Ratings Event on the EU
Emissions Trading Scheme
Runder Tisch auf Einladung der
Germanwatch-Expertengruppe
„Klimarisiken“ in Kooperation mit
der UNEP Finanzinitiative, Bank für
Sozialwirtschaft.
(nur auf Einladung)
Infos: Dustin Neuneyer,
neuneyer@germanwatch.org,
Tel: 0228-60492-11

Berlin, 26. April 2004:
Vorstellung des Berichts zur
Lage der Welt 2004
Gemeinsame Veranstaltung von
Germanwatch und der Heinrich-
Böll-Stiftung.
Gäste u.a. Gary Gardner,
Worldwatch Institute Washington,
Galerie der Heinrich-Böll-Stiftung,
Hackesche Höfe.
Infos: Brigitte Kunze,
kunze@germanwatch.org,
Tel: 030-28883560

Brüssel, 28./29. April 2004:
Promote food security by
ending agricultural dumping -
the unfinished agenda
Mit Vorträgen von Michael Windfuhr
und Rudolf Buntzel, Germanwatch.
Zielgruppe: NGOs. Infos:
www.germanwatch.org/termine

Erfurt, 3.Mai 2004:
Ökonomische Instrumente
zur Umsetzung von Nachhaltig-
keit. Finanzmärkte, Emissions-
handel und Klimaschutz.
Vortrag von Gerold Kier,
Germanwatch. Haus Dacheröden,
Anger 37. 19:00 h

München, 15. Mai 2004:
Entwicklungsländer und Ent-
wicklungsfelder im Span-
nungsfeld zur EU-Agrarpolitik
U.a. mit einem Vortrag von Michael
Windfuhr, Germanwatch; 10:30 h
- 17:30 h
Infos: Dr. Alexander Fonari,
Germanwatch-Regionalgruppe
Münchner Raum, Tel. 089-350 40
794, Afonari@web.de
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q Handbuch für NGOs: Anwendung der OECD-Leitsätze für Multinationale Unterneh-
men. Hrsg. Friends of the Earth Netherlands/Germanwatch/BUND 2004; 42 S. (ko-
stenlose elektronische Version: www.germanwatch.org/tw/kwtool03.htm)

q Menschenrechts-, Arbeits- und Unmweltstandards bei multinationalen Unterneh-
men. Dokumentationsband. Hrsg. Fonari, A. für Germanwatch Regionalgruppe Mün-
chen und Europäische Akademie Bayern e.V. 2004; 205 S., 10 Euro zzgl. 2 Euro
Versandkosten (per Rechnung)

q Nahrungsmittelstandards. Zwischen Verbraucherschutz und Handelsbarriere. Chem-
nitz/Arning, Hrsg. Germanwatch/EED 2003; 36 S., 2 Euro (kostenlose elektronische
Version: www.germanwatch.org/tw/sps03.htm)

q Investitionsverhandlungen in der WTO als Agenda des Nordens. Chang/Green,
Hrsg. Weed/Germanwatch 2003; 41 S., 4 Euro (per Rechnung)

q Gerechtigkeit jetzt in den WTO-Agrarverhandlungen. Damit das Recht auf Nahrung
gesichert wird. Analyse - Bewertung - Forderungen post Cancún. Hrsg. FIAN
Deutschland/Germanwatch/Weltladen Dachverband 2003; 12 S. (kostenlose elek-
tronische Version: www.germanwatch.org/tw/wtoagr03.htm)

q The WTO Agrarian Negotiations and Nature Conservation. Workshop-Dokumentati-
on. Hrsg. Euronatur/Germanwatch 2003; 52 S., 2 Euro (kostenlose elektronische
Version: www.germanwatch.org/tw/vilm2003.htm

q Bericht zur Lage der Welt 2003, Worldwatch Institute, Westfälisches Dampfboot
Verlag, ISBN-3-89691-537-1; 331 S., 19,90 Euro (per Rechnung)

q Blickpunkt Welthandel, elektronischer Informationsdienst. E-Mail-Adresse angeben!
q KlimaKompakt, elektronischer Informationsdienst. E-Mail-Adresse angeben!

Rezension:

nes Beziehungsnetz werden aus dem
Blickwinkel der jeweiligen Autoren
beleuchtet. Ein Hauptanliegen der
Herausgeber ist die systematische
Herstellung von Transparenz dar-
über, wie Verbände und Unternehmer
auf die Politik Einfluss nehmen. Ohne
Transparenz, so wird in verschiede-
nen Kapiteln deutlich, droht die Ge-
fahr, dass die Demokratie unterlau-
fen wird. Dies wird umso wichtiger, je
mehr sich der politische Prozess aus
dem Parlament in einzelne Gremien
verlagert. Schließlich konnte der Lob-
byismus seinen Einfluss in diesen
„grauen Entscheidungsbereichen“
bereits ausbauen.

Christiane Lellig

„Ein Pressesprecher spricht laut, ein
Lobbyist leise.“ Lobbying wird vor-
rangig unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit betrieben. „Die Stille
Macht“ der verschiedenen Interes-
senverbände in Deutschland ist Ge-
genstand des gleichnamigen Buches,
das Ende 2003 neu erschienen ist.
Aus unterschiedlichen Perspektiven
wird der Lobbyismus umfassend ana-
lysiert und seine Strukturen offen
gelegt. Neben politikwissenschaftli-
chen Abhandlungen finden sich kon-
krete Fallbeispiele zu Großkonzernen
wie Bayer und BASF, zum Einfluss
der Umwelt- oder der Agrarlobby.
Deren Stärken und Schwächen, Her-
angehensweisen und Funktionen
sowie ihr mit der Politik verflochte-
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